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Rechtsgrundlage für die Gewährung einer 
Aufwandsentschädigung für Feuerwehrangehörige: 

„Einsatzgeld“ 

Auszug aus dem Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz (Brand- und Katastrophenschutzgesetz - LBKG -) vom 2. November 
1981 
Fundstelle: GVBl 1981, S. 247 
Zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2017, GVBl. S. 103 

§ 13 
Rechtsstellung 

der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 

(1) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen nehmen ein öffentliches Ehrenamt für die 
Gemeinde wahr. Sie haben an angeordneten oder genehmigten Einsätzen, Übungen, 
Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen der Feuerwehr teilzunehmen und den dort 
ergangenen Weisungen nachzukommen. Die §§ 20 und 21 der Gemeindeordnung (GemO) 
in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153, BS 2020-1) in der jeweils geltenden 
Fassung gelten entsprechend; für Feuerwehrangehörige, die zu Ehrenbeamten ernannt 
werden, gelten anstelle der §§ 20 und 21 GemO die Vorschriften des Beamtenrechts. 

........ 

(8) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
notwendigen Auslagen. Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, die ständig zu besonderen 
Dienstleistungen herangezogen werden, haben anstelle eines Auslagenersatzes nach Satz 1 
Anspruch auf angemessene Aufwandsentschädigung. Satz 2 gilt für die Heranziehung zu 
Einsätzen, bei denen aufgrund des § 36 Kostenersatz geleistet worden ist, und für die 
Heranziehung zu Sicherheitswachen aufgrund des § 33 oder anderer Vorschriften 
entsprechend; für die Heranziehung zu anderen Einsätzen kann die Gemeinde eine 
Aufwandsentschädigung gewähren. Nachgewiesene Kosten für die Betreuung von Kindern 
oder pflegebedürftigen Angehörigen werden auf Antrag ersetzt, sofern eine entgeltliche 
Betreuung während der durch den Feuerwehrdienst bedingten Abwesenheit vom Haushalt 
oder während einer Arbeitsunfähigkeit infolge einer Krankheit, die durch den 
Feuerwehrdienst verursacht wurde, erforderlich ist; Betreuungskosten werden nicht für 
Zeiträume ersetzt, in denen nach den Absätzen 2, 5 und 7 Arbeitsentgelte oder 
Dienstbezüge fortgezahlt oder Verdienstausfall ersetzt werden. Ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige, die während des Erholungsurlaubs Lehrgänge von mehr als einem 
Tag Dauer insbesondere an der Feuerwehr- und Katastrophenschutzschule oder an 
vergleichbaren Einrichtungen besuchen oder hierfür Erholungsurlaub oder Freizeitausgleich 
von mehr als einem Arbeitstag in Anspruch nehmen, haben Anspruch auf angemessene 
Aufwandsentschädigung, die sich am glaubhaft gemachten durchschnittlichen Entgelt oder 
sonstigen Einkommen der letzten drei Monate vor dem Erholungsurlaub oder 
Freizeitausgleich orientieren kann, wenn in der Hauptsatzung nichts anderes geregelt ist; 
das Gleiche gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass eine andere Person zur Betreuung von 
Kindern eines Feuerwehrangehörigen Erholungsurlaub oder Freizeitausgleich in Anspruch 
genommen hat. Die Gemeinde kann den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen weitere 
Vergünstigungen gewähren, insbesondere bei der Nutzung kommunaler Einrichtungen im 
Rahmen einer Ehrenamtskarte; § 94 Abs. 2 der Gemeindeordnung findet keine Anwendung. 
Das Nähere, insbesondere die Höhe der Aufwandsentschädigung, bestimmt die 
Hauptsatzung. 
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